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Mit der Aufgabenstellung des X. Parteitages der SED, wis­
senschaftlich-technische Spitzenleistungen hervorzubrin­
gen, die einer effektiven Produktion auf lange Zeit den 
Weg ebnen, und Lösungen von hoher volkswirtschaftlicher 
Ergiebigkeit zu erreichen1, sind höchste Anforderungen an 
die Entwicklung und volle Nutzung des Schöpfertums der 
Werktätigen gestellt. Sie richten sich an jeden einzelnen 
Forscher, Projektanten und Konstrukteur, an jeden Werk­
tätigen in der materiellen Produktion und verlangen die 
Entfaltung und weitere Steigerung von Engagement und 
Leistungsbereitschaft. Diese Anforderungen setzen zugleich 
Maßstäbe für die Leitungsverantwortlichen in Produktion 
und Wissenschaft. Sie sind nicht zuletzt darauf gerichtet, 
für Klarheit über die Forschungsaufgaben und die zu er­
reichenden Ziele zu sorgen und die objektiven Voraus­
setzungen für eine effektive schöpferische Arbeit zu 
schaffen, sowie das Schöpfertum der Werktätigen durch 
moralische und materielle Anerkennung entsprechend den 
geltenden Regelungen zu fördern.

Die auf dem X. Parteitag erhobenen Forderungen rich­
ten sich ebenso an die auf dem Gebiet des Patent- und 
Erfinderrechts Tätigen, und zwar unabhängig davon, ob sie 
in Betrieben und Kombinaten oder in staatlichen Dienst­
stellen arbeiten. Zu ihren speziellen Aufgaben gehört es, 
das sozialistische Recht so anzuwenden, daß es dazu bei­
trägt, die ökonomischen Aufgaben besser und wirksamer 
zu lösen. „Je verantwortungsbewußter die Bürger ihre 
gesetzlichen Pflichten gegenüber der Gesellschaft erfüllen 
heißt es im Rechenschaftsbericht an den X. Parteitag, „und 
je gewissenhafter ihre Rechte gewahrt werden, um so mehr 
werden Ehrlichkeit und Verantwortungsbewußtsein ge­
fördert, Geborgenheit geschaffen und Leistung stimuliert. 
Große Bedeutung kommt der strikten Einhaltung jener 
Gesetze zu, welche die Tätigkeit der Betriebe, Kombinate 
und wirtschaftsleitenden Staatsorgane für eine effektive, 
auf Leistungszuwachs gerichtete Wirtschaftsleitung und 
den Schutz des Volkseigentums betreffen.“2 Damit ist auch 
eine verpflichtende Orientierung für die Patentrechtspre­
chung gegeben. .

Der Hauptteil der Patentrechtsprechung des Obersten 
Gerichts hat Fragen der Vergütung für benutzte Wirt­
schaftspatente, der schöpferischen Leistung (im Rahmen 
des Nichtigerklärüngsverfahrens) zum Gegenstand. Da­
neben hat das Oberste Gericht zu einer Reihe anderer 
Fragen Stellung genommen, so z. B. zur Neuheit und den 
weiteren materiellen Schutzvoraussetzungen für ein Pa­
tent, zum Schutzumfang und auch dazu, wer als Benutzer 
eines Patents festzustellen ist.

Hauptrichtungen der Rechtsprechung

Die Patentrechtsprechung des Obersten Gerichts ist insbe­
sondere auf zwei Ziele ausgerichtet:

Erstens gilt es durchzusetzen, daß schöpferische Lei­
stungen auf der Grundlage der Rechtsvorschriften wir­
kungsvoll stimuliert werden. Das ist zur Erreichung wis­
senschaftlich-technischer Höchstleistungen unerläßlich und 
entspricht unmittelbar dem Anliegen des Beschlusses des 
Ministerrates über Maßnahmen zur Förderung der Erfin­
dertätigkeit vom 2. März 1978 (GBl. I Nr. 7 S. 101). Unter 
diesem Gesichtspunkt sind u. a. die Entscheidungen vom 
30. Januar 1976 und vom 28. August 19802 zu verstehen, mit

denen über die Vergütung wegen der durch die Patentbe­
nutzung eingetretenen Exporterhöhung bzw. Importver­
ringerung gemäß § 15 der АО über die Ermittlung des 
Nutzens zur Vergütung von Neuerungen und Erfindun­
gen - NEAO - vom 20. Juli 1972 (GBl. II Nr. 48 S. 550) zu 
befinden war. In dieser Linie wird die Rechtsprechung 
auch fortgesetzt werden, weil der umfassenden Durchset­
zung des Leistungsprinzips größte Bedeutung zukommt. 
Das wurde auf dem X. Parteitag der SED mit Nachdruck 
betont.

Zweitens kommt es darauf an, den Grundsatz zu ver­
wirklichen, daß die Anforderungen, die mit einem Patent 
an die Anerkennung eines technischen Vorschlags zu stel­
len sind, so bestimmt werden, daß einerseits nür wirklich 
schöpferische Leistungen erfaßt und andererseits die An­
forderungen aber auch nicht zum Nachteil der Volkswirt­
schaft und der Urheber überzogen werden. Das ist in der 
Mehrzahl der Fälle eine Frage der Bemessung der Erfin­
dungshöhe oder — anders ausgedrückt — des Maßes der 
schöpferischen Leistung, die für die Anerkennung einer 
neuen technischen Lösung als Erfindung erforderlich ist.

Rechtsprechung zu den materiellen Schutzvoraussetzungen

Zur schöpferischen Leistung

Das Patentgesetz der DDR (PatG) verlangt als materielle 
Schutzvoraussetzungen für die Erteilung eines Patents, 
daß die Erfindung neu, technisch fortschrittlich und volks­
wirtschaftlich benutzbar ist. Es war und ist jedoch in 
Rechtslehre und Rechtspraxis unbestritten, daß die Aner­
kennung einer technischen Lösung mit einem Patent auch 
voraussetzt, daß sie auf einer schöpferischen Leistung 
beruht, daß es insbesondere nicht ausreicht, wenn die 
Lösung zwar formell neu ist, aber keine erfinderische 
Qualität aufweist.4 Diskussionen und Meinungsverschie­
denheiten hat es gegeben und gibt es wohl auch noch 
weiterhin darüber, wie die schöpferische Leistung als Vor­
aussetzung für die Erteilung eines Patents erfaßt werden 
kann und wie dieses Merkmal zu bezeichnen ist.5 In der 
Rechtsprechung des Obersten Gerichts wird diese notwen­
dige schöpferische Leistung als Erfindungshöhe bezeichnet. 
Sie liegt dann vor, wenn nicht davon ausgegangen werden 
kann, daß die Lösung von einem Fachmann auf dem be­
treffenden technischen Gebiet mit durchschnittlichen 
Kenntnissen und Fähigkeiten auf der Grundlage des be­
kannten Standes der Technik verlangt werden kann.5

Zur Neuheit

Probleme der Neuheit, also der identischen Vorwegnahme 
eines für ein Patent unterbreiteten technischen Vorschlags 
in einer öffentlichen Druckschrift oder durch offenkundige 
Vorbenutzung (§ 4 PatG) spielen in der Rechtsprechung des 
Obersten Gerichts nur eine geringe. Rolle. Hinzuweisen ist 
in diesem Zusammenhang jedoch auf die Entscheidung vom
20. Februar 19767, mit der ausgesprochen wurde, daß es bei 
der Neuheitsprüfung nicht nur darauf ankommt, ob die 
Vorveröffentlichung formal die strittige Lösung identisch 
beschreibt, sondern vielmehr auch darauf, ob der Sachkun­
dige unter Einsatz seines anwendungsbereiten Fachwissens 
aus der Vorveröffentlichung das unmittelbar entnehmen 
kann, was Gegenstand des zu prüfenden Vorschlags ist.


